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Standortfestlegung Deutsches Fotoinstitut 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Standortfestlegung für das Deutsche Fotoinstitut hat in kulturell engagierten Kreisen in 
Essen hohe Wellen geschlagen und ist immer noch Teil von Diskussionen. Frau Ministerin 
Brandes hat am 21. Juli auf der Pressekonferenz zu den Empfehlungen der Gründungskom-
mission für das Deutsche Fotoinstitut auf die Frage zur Wahl der Stadt Düsseldorf als Standort 
– der in zwei Regierungsgutachten bzw. der Machbarkeitsstudie der Bewerbung der Stadt 
Essen unterlegen war – geantwortet, dass der Gesetzgeber das so festgelegt habe. Ob dies 
wirklich so ist, ist bereits Gegenstand von Gutachten wie auch vieler Fachgespräche. Fragen, 
die im Sinne eines Rechtsfriedens geklärt werden müssen.  
 
 
Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft hat die Kleine Anfrage 8218 mit Schreiben vom 
21. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen 
beantwortet. 
 
 
1. Ist es richtig, dass im Haushaltsentwurf 2021 des Landes Nordrhein-Westfalen 

dem Regierungsgutachten Rechnung getragen wurde und im Titel für das Fotoin-
stitut die vorher enthaltene Standortfestlegung zugunsten von Düsseldorf nicht 
mehr aufgenommen wurde? 

 
Im Haushaltsentwurf 2021 des Landes Nordrhein-Westfalen wurde keine Standortfestlegung 
vorgenommen. Eine finale Entscheidung des Bundes über den genauen Standort in Nord-
rhein-Westfalen stand zu diesem Zeitpunkt noch aus. Der Haushaltsentwurf 2021 der Landes-
regierung hat in seinen Erläuterungen die offene Formulierung („... des Deutschen Fotoinstituts 
in NRW …“) gewählt.  
 
 
2. Wurde nach Beschluss dieses Haushaltsgesetzes mit diesen Inhalten in den 

Folgejahren dieser Beschluss abgeändert? 
 
Nein.  
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3. Falls Frage 1 mit „ja“ und Frage 2 mit „nein“ beantwortet wurden: Welche Gründe 
haben die Ministerin veranlasst, die den Haushaltsgesetzen des Landes wider-
sprechende Standortfestlegung auf Düsseldorf zu vertreten? 

 
Die Mittel für das Fotoinstitut wurden 2020 im parlamentarischen Verfahren durch einen Frak-
tionsantrag von CDU und FDP in den Einzelplan 06 eingestellt. Der Antrag wurde einstimmig 
von allen Fraktionen gefasst und enthält die folgende Einschätzung der Fraktionen: „Für das 
„Nationale fotografische Kulturerbe“ ist der 
Zuschlag für die Landeshauptstadt Düsseldorf erteilt worden.“ (siehe LT-Drucksache 17/8150 
- hier Seite 51 ff.) Die Wahl des Standortes Düsseldorf war beschlossene Motivlage aller Frak-
tionen und damit des Landtags Nordrhein-Westfalen im parlamentarischen Beratungsverfah-
ren.  
 
 
4. Ist der Landesregierung das von der Stadt Essen beauftragte Rechtsgutachten 

bekannt, in dem begründet wird, dass die Festlegung des Standorts zugunsten 
von Düsseldorf im Haushaltsgesetz des Bundes gegen das Rechtsstaatsprinzip 
des Willkürverbots verstößt? 

 
Ja.  
 
 
5. Welche Schlussfolgerungen für das weitere Vorgehen zieht die Landesregierung 

hieraus? 
 
Es wird auf den schriftlichen Bericht vom 14. April 2026 für den Ausschuss für Kultur und 
Medien, Vorlage 18/4973, verwiesen.  
 
 
 


